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A. STRATEGIE & VERANKERUNG 

 

GESCHÄFTSLEITUNG 

Die Zuständigkeit für die Überwachung des LkSG-Risikomanagements liegt beim 

Menschenrechtsbeauftragten. Das Compliance Board nimmt die Funktion des Menschenrechtsbeauftragten 

wahr und überwacht die unternehmensinterne Umsetzung der Sorgfaltspflichten (in Bezug auf den 

Fachbereich Compliance mit Ausnahme des Beschwerdeverfahrens). Das Compliance Board setzt sich aus den 

Mitarbeitenden der Fachbereiche Nachhaltigkeit, Recht und Compliance sowie dem für den Bereich 

Governance, Risk und Compliance (GRC) zuständigen Vorstandsmitglied (“CFO”) zusammen.  

Das Compliance Board trifft sich regelmäßig mindestens zweimal jährlich sowie anlassbezogen. Die Treffen 

werden durch den Fachbereich Compliance einberufen. Der Turnus der Treffen ist in der Compliance-

Organisationsrichtlinie, die vom Vorstand der INDUS Holding AG verabschiedet wurde, geregelt. Das 

Compliance Board hat ein Frage- und Informationsrecht gegenüber allen Unternehmen und Mitarbeitenden 

im eigenen Geschäftsbereich.  

Durch die Teilnahme des zuständigen Vorstandsmitglieds an den Sitzungen des Compliance Boards erfolgt so 

eine unmittelbare Berichterstattung an den CFO. Darüber hinaus hat der Vorstand einen Berichtsprozess 

etabliert, der i. S. d. § 4 Abs. 3 LkSG gewährleistet, dass er und der Aufsichtsrat regelmäßig – mindestens einmal 

jährlich – über die Arbeit der für die Überwachung des LkSG-Risikomanagements zuständigen Personen 

informiert wird.  

Einzelne Überprüfungen, wie beispielsweise die Kommunikation des Beschwerdesystems, erfolgen als Teil 

des Monitorings zur Umsetzung der Grundsatzerklärung zur Achtung der Menschenrechte 

(“Grundsatzerklärung”) im Rahmen der Prüfungen des Compliance Management Systems durch die Interne 

Revision der INDUS Holding AG.  

 

Die Grundsatzerklärung wurde durch den Vorstand erstmalig im Dezember 2022 verabschiedet und 

veröffentlicht. Sie ist auf der Website der INDUS Holding AG (https://indus.eu/de/investoren/dokumente-

zur-unternehmensfuehrung/, Rubrik „Verhaltenskodex“) in deutscher und englischer Sprache abrufbar. Eine 

Aktualisierung erfolgte auf Grundlage der im jeweiligen Berichtszeitraum durchgeführten Risikoanalyse 

zuletzt im Dezember 2025. 

Inhaltlich umfasst die Grundsatzerklärung alle nach § 6 LkSG erforderlichen Angaben und enthält darüber 

hinaus die Zugangsdaten zum Beschwerdesystem. Die Information der Mitarbeitenden im eigenen 

Geschäftsbereich der INDUS-Gruppe - und damit auch der Betriebsräte - erfolgte über die jeweils etablierten 

Kommunikationsstrukturen der Unternehmen, wie etwa Intranet, Website, Aushänge oder das „Schwarze 

Brett“. 

https://indus.eu/de/investoren/dokumente-zur-unternehmensfuehrung/
https://indus.eu/de/investoren/dokumente-zur-unternehmensfuehrung/


 
 

 

Der Verhaltenskodex für Lieferanten und Subunternehmer (CoC) verweist auf die Grundsatzerklärung und 

deren Einhaltung. Der CoC ist auf der INDUS-Website in Deutsch und in Englisch veröffentlicht und steht 

auch in den Sprachen verschiedener identifizierter Hochrisikoländer zur Verfügung. Der CoC kommt im 

Rahmen des Onboarding-Prozesses neuer (maßgeblicher) Lieferanten und bei der konkreten Risikoanalyse zur 

Anwendung. 

 

Die Menschenrechtsstrategie der INDUS Holding AG ergibt sich aus der vom Vorstand verabschiedeten 

Grundsatzerklärung, die als Bestandteil des Verhaltenskodex für alle Mitarbeitenden der INDUS-Gruppe 

verbindlich gilt. Letztverantwortlich für die Umsetzung der Menschenrechtsstrategie ist der Vorstand. 

Aufgrund der dezentralen Struktur der INDUS-Gruppe erfolgt die operative Umsetzung über verschiedene 

Ebenen und Geschäftsbereiche. Die Geschäftsführungen der Beteiligungsgesellschaften sind für die 

Umsetzung der Menschenrechtsstrategie in ihrem jeweiligen Geschäftsbereich verantwortlich. Hierzu binden 

sie - abhängig von der jeweiligen Organisationsstruktur - insbesondere die Fachbereiche Einkauf und 

Beschaffung bzw. das Zulieferermanagement ein. Diese stehen regelmäßig in direktem Kontakt mit den 

Zulieferern und übernehmen eine zentrale Rolle bei der Durchführung der Risikoanalyse sowie bei der 

Ableitung, Umsetzung und Nachverfolgung von Präventions- und Abhilfemaßnahmen. In Zusammenarbeit 

mit dem Bereich Human Resources (HR) fungieren sie zudem als Multiplikatoren für die Sensibilisierung und 

Schulung der Mitarbeitenden und stellen die Rückkopplung von Hinweisen und Bedarfen an das Compliance 

Board sicher. 

Das Compliance Board überwacht die Implementierung und Weiterentwicklung der 

Menschenrechtsstrategie, dient als zentraler Ansprechpartner für die maßgeblichen Geschäftsbereiche und 

erarbeitet auf Basis des durchgeführten Monitorings Empfehlungen zur weiteren Optimierung von Prozessen 

und Maßnahmen. Begründete Beschwerden werden nach Prüfung geeigneten Präventions- oder 

Abhilfemaßnahmen zugeführt. Zur kontinuierlichen Weiterentwicklung der Prozesse können hierbei auch 

Expertengremien aus Mitarbeitenden maßgeblicher Fachbereiche und Beteiligungsgesellschaften der 

INDUS-Gruppe eingebunden werden. 

Die Überwachung der Einhaltung der Menschenrechtsstrategie ist zudem in die bestehenden Kontroll- und 

Überwachungsprozesse integriert. Die Interne Revision führt gemäß den in ihrer Geschäftsordnung 

definierten Aufgaben und Zielsetzungen risikoorientierte und objektive Prüfungen zur Einhaltung der 

Unternehmensstrategie durch, zu deren Bestandteilen auch die Grundsatzerklärung zählt.  

Zur systematischen Erfassung und Bewertung menschenrechts- und umweltbezogener Risiken setzt die 

INDUS Holding AG ein IT-gestütztes Risikoanalyse-Tool ein, das sowohl für den eigenen Geschäftsbereich 

der INDUS-Gruppe als auch für deren Zulieferer Anwendung findet. Die Risikoanalyse basiert auf einer 

Vielzahl anerkannter Indizes und berücksichtigt weitestgehend die vom BAFA hierfür veröffentlichten 

Quellen. Der IT-Dienstleister wurde bei der Ausgestaltung des Systems durch eine spezialisierte 



 
 

 

Rechtanwaltskanzlei beraten, die auch von der INDUS Holding AG zu LkSG-relevanten Fragestellungen 

konsultiert wird. 

Die Priorisierung der identifizierten Risiken erfolgt fortlaufend. Im Rahmen der Einführung der 

Risikomanagement-Prozesse sowie präventiver Maßnahmen, insbesondere Schulungen, wurden die 

dezentral zuständigen Fachbereiche eingebunden und mit den Anforderungen des LkSG vertraut gemacht. 

Grundsätzlich werden den eingebundenen Fachbereichen die Funktionsweise der IT-gestützten 

Risikoanalyse, der Umgang mit identifizierten Risiken, die Einleitung von Präventions- und 

Abhilfemaßnahmen sowie die vorgesehenen Kommunikations- und Berichterstattungskanäle erläutert. 

Das eingesetzte Tool wird auch im Rahmen von Unternehmensakquisitionen genutzt. Der Bereich M&A 

greift bereits während der Due-Diligence-Prüfung potenzieller Akquisitions-Targets auf die 

Lieferanten-Risikoanalyse zurück. Die hierbei gewonnenen Erkenntnisse fließen im Zuge des Onboardings 

nach einer Akquisition in die weitere Risikoanalyse und Integration der neuen Gesellschaft in die 

INDUS-Gruppe ein. In enger Abstimmung mit dem Fachbereich Legal werden identifizierte Risiken zudem 

bei der Ausgestaltung des Vertragswerks berücksichtigt. 

Flankierend unterstützt der Bereich Operational Excellence in Abstimmung mit dem Vorstand 

Effizienzsteigerungsprojekte an den verschiedenen Standorten. Im Rahmen dieser Projekte werden auch 

Aspekte der Arbeitssicherheit, insbesondere bei der Umsetzung von Maßnahmen des Lean Managements, 

berücksichtigt. Diese Funktion ergänzt die in den Beteiligungsgesellschaften bestehenden regulatorischen 

Standards der Arbeitssicherheit, deren Einhaltung regelmäßig durch externe (Behörden-) Audits überprüft 

wird. 

Die externe Kommunikation der Menschenrechtsstrategie erfolgt über den Fachbereich Kommunikation 

(IR/PR), der die relevanten Inhalte gegenüber Investoren, Aktionären, der Financial Community sowie der 

breiten Öffentlichkeit vermittelt und damit zur Transparenz gegenüber potenziellen Interessen- und 

Betroffenengruppen beiträgt. 

Strategie, Grundsatzerklärung und Verhaltenskodex sind öffentlich zugänglich und werden über die 

etablierten Kommunikationswege innerhalb der Unternehmen kommuniziert. Die Einhaltung der darin 

verankerten Anforderungen wird im Rahmen einer regelmäßigen Berichterstattung durch die 

Geschäftsführungen der Beteiligungen gegenüber der INDUS Holding AG schriftlich bestätigt. Zur 

unternehmensweiten Sensibilisierung stehen Schulungen zur Verfügung. Schulungsangebote, Leitfäden und 

weitere unterstützende Materialien werden zentral über eine Wissensdatenbank bereitgestellt und sind 

grundsätzlich allen Mitarbeitenden zugänglich. 

Durch die enge Verzahnung von operativer Umsetzung, Monitoring, Berichterstattung und Rückkopplung 

wird eine kontinuierliche Weiterentwicklung und Verbesserung der Prozesse sichergestellt.  

 



 
 

 

B. RISIKOANALYSE UND PRÄVENTIONSMAßNAHMEN 

 

Der Prozess der Risikoanalyse wurde 2023 initiiert. Seither erfolgt die Risikoanalyse fortlaufend. Die hierfür 

verwendeten Daten (Pressemeldungen, Indizes, Rankings, etc.) werden laufend aktualisiert, sodass eine 

dynamische, fortlaufende abstrakte Risikobewertung der unmittelbaren Zulieferer und des eigenen 

Geschäftsbereichs gewährleistet ist. 

Ein weiteres Element im Rahmen der Risikoanalyse betrifft das zentral durch die INDUS Holding AG in der 

Gruppe betriebene Versicherungsmanagement; hierbei werden die Beteiligungen in der Regel jährlich durch 

Experten des zentralen Versicherungsmaklers und der Versicherer besucht, um bestimmte Risikopositionen 

durchzusprechen bzw. zu überprüfen. Dies betrifft vorrangig den eigenen Geschäftsbereich und dabei Belange 

des Umweltschutzes wie der Arbeitssicherheit. Der Prozess ist seit Jahren fest etabliert. 

Das für die Durchführung der Risikoanalyse verwendete Tool bietet eine ganzheitliche Softwarelösung zur IT-

gestützten Umsetzung der Anforderungen des LkSG und ermöglicht so ein an den Kriterien des LkSG 

orientiertes Risiko- und Lieferantenmanagement. Die Software bietet einen detaillierten Überblick über die 

unmittelbaren Zulieferer des eigenen Geschäftsbereichs. Dadurch werden auch die Lieferstrukturen im 

eigenen Geschäftsbereich erfasst und die betreffenden Beteiligungsunternehmen in die Risikoanalyse 

einbezogen. 

Die Risikobewertung basiert auf der Auswertung zahlreicher Indizes, Datenbanken, Rankings und Analysen 

und berücksichtigt bis auf einige wenige Ausnahmen auch die vom BAFA im Dezember 2023 in Form der 

Risikodatenbank veröffentlichten Quellen. Es werden regelmäßige Aktualisierungen hinsichtlich der 

Datenquellen vorgenommen, die sich auf den betrachteten Datenbestand auswirken; verschlechtert sich also 

z.B. die Menschenrechtslage in einer bestimmten Region, so wirkt sich dies negativ auf den bisherigen 

abstrakten Risikoscore der dort ansässigen Zulieferer aus und diese rücken in der Priorisierung nach oben. 

Die ersten Kriterien für die abstrakte Risikoanalyse sind die geographische Lage sowie der Wirtschaftszweig 

des jeweiligen Zulieferers. Auf diesem Weg wird für jeden unmittelbaren Lieferanten -auch innerhalb des 

eigenen Geschäftsbereichs- und jede durch das LkSG geschützte Rechtsposition ein abstraktes Risiko ermittelt, 

das sich in einem Risiko-Score niederschlägt.  

Je nach abstraktem Risiko werden in einem zweiten Schritt die Risiken bei einzelnen Zulieferern konkretisiert 

und priorisiert. Diese Priorisierung erfolgt dann absteigend nach dem ermittelten Risiko-Score. Daneben 

erfolgt ein kontinuierliches, durch die Software gesteuertes, News-Monitoring diverser internationaler 

Nachrichtenquellen zu den nach LkSG geschützten Rechtspositionen der erfassten Lieferanten. Die Ergebnisse 

werden auch hier priorisiert und finden nach Festlegung durch das Compliance Board Einfluss in die 

Risikoklassifizierung. Aufgrund der Schwere sowie der Unumkehrbarkeit der Konsequenzen im Falle eines 

Verstoßes in diesen Bereichen wurden im Berichtsjahr neben den hochpriorisierten Risiken der Kinder-, 

Sklaven- und Zwangsarbeit auch die nach LkSG geschützten Belange des Umweltschutzes stärker priorisiert, 



 
 

 

da diese stets eine große Anzahl von Menschen betreffen. Das Einflussvermögen auf den unmittelbaren 

Verursacher einer potenziellen Verletzung wird insbesondere anhand des Umsatzvolumens in Relation zum 

Gesamtumsatz des betreffenden Zulieferers bewertet. Grundsätzlich ist bei dieser Betrachtung zu 

berücksichtigen, dass die Unternehmen der INDUS-Gruppe (alle KMU) regelmäßig selbst nur als Teil der 

Lieferkette agieren und im Markt auftreten, so dass insbesondere der Verursachungsbeitrag in der Regel gering 

ist. 

Darüber hinaus ist ein IT-gestütztes Beschwerdesystem implementiert, über das Meldungen zu (vermuteten) 

Verstößen telefonisch oder über das Internet abgegeben werden können. Meldungen, die über das 

Beschwerdesystem erfolgen, gehen im Bereich Compliance ein. Relevante Meldungen können im 

Risikomanagement-Tool erfasst werden und wirken sich dann auf den Risiko-Score eines betroffenen 

Zulieferers aus.  

Die Berechnung des Risiko-Scores für das konkrete Risiko erfolgt somit auf Grundlage des abstrakten Risikos 

unter Berücksichtigung weiterer Informationen und/oder Präventivmaßnahmen z.B. anhand eines Self 

Assessments mit abgestimmten, risikobasierten Fragebögen, Nachweisen der Erfüllung auditbasierter 

Standards, Erkenntnissen aus der Historie der Lieferbeziehung, begründeten Meldungen aus dem News-

Monitor oder dem Beschwerdesystem. Sofern notwendig, können dann auf Grundlage des konkreten Risikos 

weitere individuelle (Abhilfe-) Maßnahmen eingeleitet und umgesetzt werden. Die Abstimmung einer 

Anpassung bestehender Prozesse und dafür erforderlicher Vorgehensweisen erfolgt im Compliance Board. 

Es hat im Berichtszeitraum keine Erkenntnisse aus der Bearbeitung von Hinweisen/Beschwerden gegeben, die 

zu einer wesentlich veränderten und/oder erweiterten Risikolage geführt haben. 

Die Sachverhalte, die eine anlassbezogenen Risikoanalyse erforderlich machen, sind regelmäßig Neu-

Akquisitionen von Gesellschaften, die in den INDUS-Verbund aufgenommen wurden. Deren Analyse hat zu 

keinen Erkenntnissen hinsichtlich einer wesentlich veränderten und/oder erweiterten Risikolage geführt.  

Grundsätzlich ist es aufgrund der abstrakten Risikoanalyse vorstellbar, dass die alle Risiken auch im eigenen 

Geschäftsbereich auftreten, da die abstrakte Risikoanalyse auf einem hohen Abstraktionslevel zunächst auf den 

Standort (geographische Lage/Land) und die damit verbundenen, z.B. politischen Risiken sowie den 

Wirtschaftszweig abhebt.  

 

Über eine zentrale E-Learning-Plattform steht den Mitarbeitenden der INDUS-Gruppe eine Schulung zur 

Sensibilisierung hinsichtlich der Ziele des LkSG und der Sorgfaltspflichten für Unternehmen zur Verfügung. 

Zusätzlich steht Informationsmaterial für Mitarbeitende von maßgeblichen Fachbereichen grundsätzlich 

gruppenweit auf der zentralen Wissensdatenbank zur Verfügung. Geschäftsführungen und Kaufmännische 

Leitungen werden zudem in Präsenzveranstaltungen zu dem Thema unterwiesen (Information und 

Sensibilisierung). 



 
 

 

Präventive Schulungsmaßnahmen sind durch deren Anbieter in Kooperation mit einer spezialisierten 

Rechtsanwaltskanzlei auf Revisions- und Rechtssicherheit in Bezug auf deren Angemessenheit hinsichtlich 

des LkSG erstellt und geprüft worden.  

Aufgrund der oben beschriebenen Analyse der Risikosituation im eigenen Geschäftsbereich werden die 

durchgeführten Schulungsmaßnahmen für angemessen gehalten, um die Mitarbeitenden für die Thematik zu 

sensibilisieren. Die bisherige (zunehmende) Inanspruchnahme angebotener Schulungen bestätigt die 

Wirksamkeit dieser Maßnahme. Die Frage nach der Wirksamkeit würde sich im Falle einer Verletzung der 

Sorgfaltspflichten im Rahmen einer ex post-Betrachtung (Monitoring) erneut stellen. Hierfür gab es 2025 

keine Indikation.   

Es besteht bereits seit 2021 ein etabliertes Beschwerdesystem, das allen Mitarbeitenden der INDUS-Gruppe 

zur Verfügung steht und auch externen Stakeholdern öffentlich zugänglich ist. Es erhielt 2025 ein technisches 

Upgrade, so dass sich die Barrierefreiheit weiter erhöht hat. Der Eingang von Meldungen aus verschiedenen 

Ländern und von verschiedenen Stakeholdern zeigt, dass das System wirksam ist. Hierdurch wird es 

ermöglicht, Missständen entgegenzuwirken, bevor es zu Verletzungen von Rechtspositionen kommt. 

Die Geschäftsführungen der Unternehmen der INDUS-Gruppe bestätigen regelmäßig schriftlich die 

Einhaltung des INDUS-Verhaltenskodex und der Grundsatzerklärung. Die Bestätigung erfolgt erhöht so an 

der maßgeblichen Stelle die Sensibilisierung für deren Verantwortung insbesondere auch in diesem Bereich.  

Durch diese Maßnahme bestätigen die Geschäftsführungen der INDUS-Gruppe persönlich mit ihrer 

Unterschrift, dass die durch den Vorstand der INDUS Holding AG vorgegebenen Maßgaben, insbesondere die 

Einhaltung der Grundsatzerklärung, in ihrem jeweiligen eigenen Geschäftsbereich eingehalten werden. Vor 

dem Hintergrund, dass im Falle von Verletzungen der Sorgfaltspflichten auch arbeitsrechtliche Maßnahmen 

im Raum stehen, erscheint diese Maßnahme angemessen, um die operativ selbstständig agierenden 

Geschäftsführungen für die Thematik zu sensibilisieren. Diese Form der Berichterstattung hat sich in der 

Vergangenheit als wirksam erwiesen, da die Geschäftsführungen über entsprechende Regel-abweichungen 

berichteten. 

Zusätzlich können über das Beteiligungscontrolling auf Basis des Regelreportings Hinweise auf potenzielle 

Risiken identifiziert und in die weitere Bewertung einbezogen werden. 

Durch den Einsatz eines News-Monitoring Systems im Risikoanalyse-Tool erfolgt ein weitreichendes 

Screening der priorisierten Risiken. Der News-Monitor erscheint aufgrund der Systemintegration sowie der 

Art der eingehenden Meldungen aus verschiedenen internationalen Nachrichtenquellen, deren Spektrum, 

insbesondere auch geographisch, weit über das hinausgeht, was individuell über „Standard-

Nachrichtenquellen“ in Deutschland gesichtet und identifiziert werden könnte, als angemessen. Regelmäßige 

Meldungen bestätigen die Wirksamkeit des Systems (Funktion). Im Berichtsjahr gingen keine Meldungen ein, 

die bei der Überprüfung über den Status einer Anfrage bei einem Lieferanten oder einem Unternehmen der 



 
 

 

INDUS-Gruppe hinausgingen. Insofern kann zur Präventivwirkung des Systems noch keine Wertung 

abgegeben werden. 

Der Vorstand der INDUS Holding AG fühlt sich dem Thema Nachhaltigkeit, mit einem wesentlichen Fokus 

auf dem Schutz unserer Umwelt und einem schonenden Umgang mit natürlichen Ressourcen, verpflichtet. 

Unterstützend wirken hier weitere Fachbereiche der INDUS Holding AG, insbesondere die Fachbereiche 

Nachhaltigkeit und Versicherungen, mit, die im Rahmen ihrer jeweiligen Aufgabenstellungen zur 

Risikotransparenz beitragen und relevante Erkenntnisse über etablierte Berichtslinien adressieren. 

Präventive Wirkung haben auch interne und externe Audits sowie regelmäßige Vor-Ort-Besuche in den 

Beteiligungsgesellschaften, die zur frühzeitigen Identifikation möglicher Risiken im eigenen Geschäftsbereich 

beitragen. Die Interne Revision überprüft im Rahmen bestimmter Prüffelder auch Aspekte der 

Arbeitssicherheit oder der Umsetzung von Richtlinien, z.B. hinsichtlich des Beschwerdesystems sowie die 

vorgabegemäße Verwendung des Tools zur Risikoanalyse hinsichtlich des LkSG. Die Interne Revision prüft 

im Rahmen ihres Prüfungsplans bei den einzelnen Beteiligungen vor Ort und erhält so auch einen 

unabhängigen Einblick in die konkrete Situation vor Ort.  

Regelmäßige Prüfungen durch externe Stellen, wie Sozialversicherungsträger, Genehmigungs- und 

Aufsichtsbehörden sowie Berufsgenossenschaften, tragen ebenfalls zur präventiven Kontrolle der Einhaltung 

gesetzlicher und regulatorischer Anforderungen im eigenen Geschäftsbereich bei. 

 

Aufgrund der heterogenen Tätigkeitsfelder und der internationalen Aufstellung der INDUS-Gruppe können 

grundsätzlich alle Risikokategorien betroffen sein. Um einen praxistauglichen und handhabbaren Ansatz 

sicherzustellen, erfolgt daher eine risikobasierte Priorisierung. Maßgeblich ist hierbei der 

Gesamt-Risiko-Score, wobei abstrakte Risiken im Zusammenhang mit Kinderarbeit, Zwangsarbeit und 

Sklaverei besonders gewichtet werden. Liegt ein solches abstraktes Risiko vor, wird der jeweilige Zulieferer 

unabhängig vom rechnerischen Ergebnis des Risiko-Scores als hochprioritär eingestuft, um eine sachlich nicht 

gerechtfertigte Abwertung dieser Risiken zu vermeiden. Auf dieser Grundlage zeigen sich regionale und 

sektorale Cluster abstrakter Risikopotenziale, insbesondere in bestimmten Ländern, in denen ein Großteil der 

hochpriorisierten unmittelbaren Zulieferer ansässig ist. 

Ein konkretes Risiko liegt dann vor, wenn entsprechende Anhaltspunkte bestehen – etwa durch Hinweise aus 

dem Beschwerdesystem oder durch Media-Screenings – oder wenn sich aus der Bewertung des 

Wirtschaftszweigs und/oder des Landes, in dem ein unmittelbarer Zulieferer tätig ist, eine erhöhte 

Risikoeinschätzung ergibt und diese nicht durch eine vertiefte Risikoanalyse oder bereits ergriffene 

Präventionsmaßnahmen entkräftet werden konnte. 

Da keine substantiierten Hinweise zu den im Vorjahr priorisierten Risiken vorlagen, wurde an der 

Priorisierung der Risiken selbst keine Änderung vorgenommen.  



 
 

 

Zur Prävention und Minimierung prioritärer Risiken bei unmittelbaren Zulieferern setzt die INDUS 

insbesondere auf vertragliche Zusicherungen zur Einhaltung der menschenrechtlichen und umweltbezogenen 

Erwartungen entlang der Lieferkette sowie auf risikobasierte Kontrollmaßnahmen. Zentrales Instrument ist 

hierbei der CoC, der die Anforderungen gesondert konkretisiert und durch Gegenzeichnung das 

Verantwortungsbewusstsein der Zulieferer stärkt. Der CoC eröffnet zudem die Möglichkeit, bei 

Verdachtsfällen Kontrollmaßnahmen durchzuführen oder bei schwerwiegenden Verstößen im Sinne des 

LkSG Vertragsbeziehungen zu beenden. 

Erfolgt keine Bestätigung durch den Zulieferer, bleibt dieser bis zur risikomindernden Wirkung anderer 

Maßnahmen als hochprioritär eingestuft. Aufgrund der damit verbundenen Sensibilisierung, der Einbindung 

des Beschwerdesystems sowie der vertraglich vorgesehenen Kontroll- und Auditmöglichkeiten wird der CoC 

– insbesondere bei Bereitstellung in der jeweiligen Landessprache – als wirksames Präventionsinstrument 

angesehen. 

Ergänzend können unmittelbaren Zulieferern Online-Schulungen über die eingesetzte E-Learning-Plattform 

angeboten werden, um präventiv über die Anforderungen und Zielsetzung des LkSG zu informieren. 

Darüber hinaus stellt die Auditierung ausgewählter Zulieferer eine weitere zentrale Präventivmaßnahme dar. 

Vor-Ort-Besuche im Rahmen des Lieferanten-Onboardings oder als risikobasiertes Regel-Monitoring sollen 

insbesondere in risikobehafteten Branchen und geografischen Clustern etabliert werden. Hierzu wurde 

zunächst ein Leitfaden bzw. Fragenkatalog als Hilfsmittel zur Lieferantenbewertung entwickelt. Auch wenn 

Vor-Ort-Audits aufgrund des damit verbundenen Zeit- und Kostenaufwands nicht flächendeckend umgesetzt 

werden können, stellen sie aus Sicht der INDUS den effektivsten Ansatz zur Risikoprävention dar. 

Weiterhin hat sich der Versand strukturierter Fragebögen an unmittelbare Zulieferer insbesondere zur 

Einholung von Nachweisen als wirksame präventive Maßnahme bewährt. 

C. FESTSTELLUNG VON VERLETZUNGEN UND ABHILFEMAßNAHMEN 

Im Berichtsjahr gingen über verschiedene Beschwerdekanäle mehrere Hinweise aus dem eigenen 

Geschäftsbereich ein. Die jeweils durchgeführten Prüfungen ergaben, dass keine Verletzungen der durch das 

LkSG geschützten Rechtspositionen vorlagen.  

Hinweise von mittelbaren oder unmittelbaren Zulieferern wurden im Berichtszeitraum nicht verzeichnet. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Situation im Vergleich zu den Vorjahren als verbessert dar, was auf die 

Wirksamkeit der implementierten Präventionsmaßnahmen hindeutet. 

Die Verantwortung für die Einleitung und Umsetzung etwaiger Abhilfemaßnahmen zur Sicherstellung 

regelkonformer Abläufe liegt grundsätzlich bei den jeweiligen Geschäftsführungen der 

Beteiligungsgesellschaften. Abhängig von Art und Schwere einer festgestellten Verletzung erfolgt eine 



 
 

 

Einbindung des Vorstands der INDUS Holding AG. Grundsätzlich können zur sachgerechten Aufklärung und 

Bearbeitung qualifizierte externe Fachexperten hinzugezogen werden. 

D. BESCHWERDEVERFAHREN 

 

2020 wurde neben der bereits etablierten E-Mail-Meldeadresse ein Meldeportal (SpeakUp) eingeführt, 

welches die kostenfreie Meldung von Regelverstößen - auch anonym - per Telefon oder über das Internet 

ermöglicht. Die Regelung zur Verfolgung von Meldungen wurde dabei bewusst weiter gefasst, als dies 

regulatorisch durch das Hinweisgeberschutzgesetz erforderlich wäre. Das bereits hohe Maß an Barrierefreiheit 

des Systems (keine Fragebögen; Übersetzung in alle Standortsprachen) wurde im Berichtsjahr durch die 

Erweiterung um Sprachen maßgeblicher – ausländischer – Mitarbeitendengruppen sowie der 

Zugangsmöglichkeiten mittels mobiler Endgeräte erhöht. Ziel ist, zu verhindern, dass ein potenzieller Hinweis 

auf möglicherweise bestehende (oder auch nur so empfundene) Missstände aufgrund formaler 

Einschränkungen ausbleibt. 

Das System ist gruppenweit ausgerollt und den Mitarbeitenden bekannt gemacht. Es ist auf den Websites der 

Unternehmen sowie der INDUS Holding AG für weitere (externe) Stakeholder (z.B. Anwohner, 

Mitarbeitende von Zulieferern, NGOs, Gewerkschaften) öffentlich zugänglich. Dort sind auch alle 

erforderlichen Informationen zu Erreichbarkeit, Zuständigkeiten und zum Prozess in den maßgeblichen 

Sprachen zugänglich. 

Das System ist zentral/dezentral gestaltet, so dass ein separater Zugriff über die jeweiligen „Landing Pages“ der 

verschiedenen Beteiligungen und/oder der INDUS Holding AG möglich ist. Der Vorstand hat im Zuge der 

Umsetzung der Vorgaben zum LkSG beschlossen, SpeakUp auch als Beschwerdesystem einzusetzen, da es die 

Voraussetzungen aus technischer, wie organisatorischer Sicht abdeckt. 

Meldungen werden durch den Fachbereich Compliance der INDUS Holding AG unabhängig dahingehend 

überprüft, ob z.B. ein Verdacht auf Verstöße hinsichtlich der durch das LkSG geschützten Rechtspositionen 

vorliegt und als wie schwerwiegend der Verstoß ggf. einzustufen wäre. 

Eine weitere Möglichkeit zur Meldung besteht über die bereits zuvor etablierten Meldekanäle in den 

Beteiligungen; z.B. können Vertrauenspersonen eingeschaltet werden, die in den Dialog mit ihrer 

Geschäftsführung treten. Sofern erforderlich, berichtet diese an die INDUS Holding AG. 

Leitfaden / Verfahrensordnung steht zur Verfügung unter:  https://indus.eu/de/speakup-system/  

Reiter:        “Verfahrensordnung” und “FAQ”  

sowie auf den Websites der Beteiligungsgesellschaften. 
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Zuständig für das Beschwerdeverfahren ist der Fachbereich Compliance. Das Monitoring erfolgt durch das 

Compliance Board. Teilnehmer der Compliance Boards Sitzungen im Berichtszeitraum waren: 

- Rudolf Weichert  (stellv. Vorstandsvorsitzender, CFO)   als permanentes Mitglied 

- Niklas Bielefeld  (General Counsel/Fachbereich Recht)   als permanentes Mitglied 

- Stephanie Thiele  (Nachhaltigkeitsbeauftragte)    als permanentes Mitglied 

- Ulrich Apel  (Compliance Beauftragter)   als permanentes Mitglied 

- Janina Eigen (Fachbereich Compliance)    als regelmäßige Teilnehmerin 

 
Die in § 8 Abs. 3 LkSG enthaltenen Kriterien für die Zuständigen sind erfüllt, d. h. dass diese die Gewähr für 

unparteiisches Handeln bieten, unabhängig und an Weisungen nicht gebunden und zur Verschwiegenheit 

verpflichtet sind. Für den Berichtszeitraum wurden Vorkehrungen getroffen, um potenziell Beteiligte vor 

Benachteiligung oder Bestrafung aufgrund einer Beschwerde zu schützen. 

Zuständig für das Beschwerdeverfahren sind die Mitarbeitenden des Fachbereichs Compliance, die zur 

Verschwiegenheit verpflichtet sind. Sie wurden gesondert geschult und handeln stets diskret und vertraulich, 

um die Identität der hinweisgebenden Person zu schützen. Keine weitere Funktion/Person hat Zugriff auf das 

SpeakUp-System, so dass die Anonymität der hinweisgebenden Person geschützt wird.  

Die Firma People Intouch (PIT), die das System als unabhängiger Dienstleister betreibt, legt Sprachnachrichten, 

IP-Adressen und/oder Telefonnummern nicht offen, nur in begründeten Ausnahmefällen bestünde hierzu 

eine Pflicht (z.B. eine begründete Anforderung der Strafverfolgungsbehörden). Weder die INDUS Holding AG 

noch die betroffene Gesellschaft haben Zugriff auf Verbindungsdaten. 

Sprachnachrichten werden durch PIT schriftlich erfasst und (soweit erforderlich) übersetzt. Nur diese 

Niederschrift (und gegebenenfalls deren Übersetzung) wird an die Meldestelle weitergegeben. Auch die 

Abgabe einer anonymen Beschwerde ist möglich. Durch Leitfaden & FAQ wird die hinweisgebende Person 

darauf hingewiesen (), dass sie keine Angaben machen muss, die eine Identifizierung ihrer Person ermöglichen 

würden. Die hinweisgebende Person erhält eine Vorgangsnummer, über die sie jederzeit Zugriff auf die 

anonyme Kommunikation nehmen kann. 

Bei der Bearbeitung eines Hinweises wird die hinweisgebende Person nur dann nach ihrer Identität gefragt, 

wenn dies notwendig und unausweichlich zur Sachverhaltsermittlung ist. Die Offenlegung der Identität 

obliegt zu jedem Zeitpunkt allein der Entscheidung der hinweisgebenden Person. 

Neben den technischen Sicherungsmaßnahmen ist der Zugriff auf das System streng nach dem „Need-to-

know-Prinzip“ geregelt. Sofern neben dem Fachbereich Compliance für die Bearbeitung eines Falls weitere 

Personen hinzugezogen werden müssen, so geschieht dies ausschließlich (einzel-)fallbasiert. 

Personenbezogene Daten bzw. Daten, anhand derer eine Identifikation möglich wäre, werden anonymisiert 

und in keinem Fall an Dritte weitergegeben. 



 
 

 

Der Vorstand der INDUS Holding AG hat mit dem Leitfaden für das SpeakUp-System den Schutz von 

hinweisgebenden Personen vor Repressalien geregelt. 

 

Im Berichtszeitraum gingen Meldungen aus dem In- und Ausland ein; hinsichtlich der nach LkSG geschützten 

Rechtspositionen betrafen diese in einem Fall die Nichteinhaltung von Vorschriften zur Arbeitssicherheit. Der 

Fall wurde mit der Unterstützung eines externen Rechtsanwalts überprüft. Die Vorwürfe konnten binnen 

weniger Wochen als nicht zutreffend aufgeklärt werden.  

Im Berichtsjahr erfolgten keine Meldungen von mittel- oder unmittelbaren Zulieferern. 

E. ÜBERPRÜFUNG DES RISIKOMANAGEMENTS 

Das Risikomanagement gemäß LkSG hat sich im Berichtszeitraum im Regelbetrieb etabliert; eine unabhängige 

übergreifende Prüfung wird risikoorientiert und anlassbezogen durchgeführt, sofern sich Prozesse im 

Regelbetrieb als verbesserungswürdig erweisen. Eine prozessunabhängige Überprüfung erfolgt auch durch die 

Interne Revision. 

Aufgrund der in der Vergangenheit gesammelten Erfahrungen erfolgte im Berichtsjahr eine weitere Erhöhung 

der Barrierefreiheit des Beschwerdeverfahrens hinsichtlich der Zugriffsmöglichkeiten sowie der zur Verfügung 

gestellten Sprachen.  

Das Beschwerdeverfahren steht öffentlich, barriere- und kostenfrei für Meldungen -auch anonym- aus dem In- 

und Ausland zur Verfügung. Meldungen können schriftlich via Internet (URL oder QR-Code) und mündlich 

(telefonisch) erfolgen; Zugriff ist in der Landessprache der jeweiligen INDUS-Gesellschaft – aktuell rd. 20 

Sprachen – sowie den Muttersprachen wesentlicher -ausländischer- Mitarbeitendengruppen und in Englisch 

möglich. Vertraulichkeit sowie Schutz der Meldenden vor Repressalien wird zugesichert. 

Hinsichtlich Ressourcen & Expertise wurden und werden externe Berater eingebunden, die ein hohes 

(abstraktes) Wissen zu möglichen Risiken haben, welches auch in das verwendete Software-Tool eingeflossen 

ist. Daneben haben die im Prozess eingebundenen Fachabteilungen (aus denen sich bedarfsorientiert auch ein 

Experten-Panel rekrutiert) den engsten, direkten Kontakt zu den unmittelbaren Zulieferern und damit zu 

potenziell Betroffenen, ggf. auch durch Besuche sowie Audits vor Ort. Expertenwissen konnte im Berichtsjahr 

auch durch den Ausbau der zentralen Compliance-Funktion der INDUS Holding AG sowie 

Fortbildungsmaßnahmen weiter aufgebaut werden. 

Inhaltlich auf die Thematik fokussierte Schulungen und Sensibilisierung von Entscheidungsträgern und 

Funktionsverantwortlichen ermöglichen diesen den vom LkSG geforderten Perspektivwechsel. 

 


